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Rede von Oskar Lafontaine am 25.1.2006 im Streikzelt bei AEG Nürnberg 


Ich hoffe, dass euer Streik Erfolg hat, dass ihr euch durchsetzt 
gegen diesen internationalen Konzern. An diesem Beispiel kann 
deutlich werden: Die Belegschaften in Deutschland lassen nicht mehr 
mit sich machen, was andere wollen. Sie setzen langsam wieder ihre 
Interessen durch. Ein Betrieb, der Erträge erwirtschaftet, kann 
nicht deshalb geschlossen werden, weil andere den Hals nicht voll 
genug bekommen.

Ich will versuchen, den Gesamtzusammenhang aus meiner Sicht 
darzustellen: Der Kapitalismus hat sich in den letzten 20 Jahren 
total verändert. Entscheidend war der Zusammenbruch des 
Weltfinanzsystems, und dass der Kapitalverkehr nicht mehr 
kontrolliert wurde. 10 Jahre später brach die Sowjetunion zusammen. 
Damit war das Gegenmodell zum Kapitalismus verschwunden. Ab diesem 
Zeitpunkt hat sich die Weltwirtschaft total verändert. Ab diesem 
Zeitpunkt gab es kein Halten mehr. Wir haben mittlerweile ein 
riesiges Spielkasino, in dem Milliardenbeträge um den Erdball 
geschoben werden. Und wenn es um Renditevorstellungen geht, gibt es 
keine Grenzen mehr. Wenn heute in Deutschland Unternehmen - wie die 
Deutsche Bank und viele andere Unternehmen - sagen: "Wir brauchen 25 
% Kapitalrendite", dann ist das Irrsinn. Dann ist das eine 
Kriegserklärung an die Gerechtigkeit, weil diese 
Renditevorstellungen nur bezahlt werden können, wenn die Löhne 
sinken und die Belegschaften immer weiter ausgebeutet werden. 

Deshalb möchte ich ein paar Vorschläge machen, mit denen der 
Gesetzgeber den Belegschaften helfen kann: 

Solche Entscheidungen wie Betriebsschließung dürfen nicht mehr 
getroffen werden ohne Belegschaftsabstimmungen. Diese müssen dann, 
wenn der Betrieb Erträge abwirft, verbindlich sein und dürfen nicht 
einfach von der Konzernzentrale wieder annulliert werden können. Das 
wäre Mitbestimmung und Mitwirkung der Beschäftigten in Deutschland.
Es ist an der Zeit, dass wir alle - und da meine ich auch Parteien 
und Gewerkschaften - wieder umdenken. Ich wurde eben gefragt, ja 
wollen Sie, dass die Eigentümer nichts mehr zu sagen haben? Ich habe 
brutal und hart gesagt: Die Eigentümer dieses Betriebes sind nicht 
irgendwelche Leute, die vor 100 Jahren mal Kapital bereit gestellt 
haben, sondern die Eigentümer dieses Betriebes sind die Leute, die 
ihre Lebensarbeit in diesem Betrieb stecken haben, das muss einmal 
wieder klar werden. Es ist ja richtig, dass zum Aufbau und zum Start 
eines Betriebes Kapital bereit gestellt werden muss und dass 
diejenigen, die das tun, dann auch etwas zu sagen haben müssen, aber 
wenn dieses Kapital auch wächst, wenn der Betrieb immer neue 
Maschinenanlagen und immer neue Werte schafft, dann ist das auch 
Besitz der Beschäftigten und nicht nur derjenigen, die Geld vom 
Onkel geerbt haben und es in irgendeine Investition stecken. 

Hier in Deutschland, aber auch in Gesamteuropa muss dieser Irrsinn 
des Turbokapitalismus durchbrochen werden, der dazu führt, dass 
Manager sich bereichern, weil sie Aktienoptionen haben und daran 
verdienen, wenn sie Entlassungen ankündigen oder Personalabbau, wie 
heute wieder bei Daimler-Chrysler. Das muss verboten werden. Es darf 
nicht sein, dass Manager sich bereichern, wenn sie Personal abbauen 
und Arbeitsplätze vernichten. 

Der Irrsinn der spekulierenden Fonds, dieses Krebsgeschwür des 
Finanzkapitalismus, muss durch Regeln eingeengt werden, ja in seiner 
Wirkung gebrochen werden. Die Linke hat im Bundestag die 
Heuschrecken-Debatte meiner ehemaligen Partei, der SPD, ernst 
genommen.
Wir haben einen Antrag eingebracht, dass die sogenannten Hedgefonds, 
also die Fonds dieser Heuschrecken in Deutschland nicht tätig werden 
dürfen. Das sind Leute, die kommen in einen Betrieb, leihen sich 
viel Geld, um das Kapital aufzubringen und bringen selbst wenig 
Kapital mit. Sie lassen sich die Zinsen von der Belegschaft 
bezahlen, pressen diese aus, und nach ein paar Jahren verkloppen sie 
diesen Betrieb wieder mit hohem Profit. Das muss aufhören, die 
Heuschreckenfonds sind in Deutschland zu verbieten. Wir brauchen sie 
hier nicht. Und wenn der eine oder andere meint, dass sei gar nicht 
möglich, dem möchte ich sagen: Wie wir zusammenleben wollen, unter 
welchem Gesetz wir zusammenleben wollen, das ist nicht die 
Entscheidung irgendwelcher Manager oder Fondsmanager, und das ist 
auch nicht gottgegeben, das ist unsere Entscheidung. Wir sind das 
Volk, wir bestimmen die Demokratie. Wir müssen endlich unsere Rechte 
wieder durchsetzen. Darauf kommt es an.

Seit 20 Jahren werden die Rechte der Bevölkerung immer weiter 
abgebaut, und deshalb möchte ich hier auch - nicht aus 
parteipolitischen Gründen - die Formel der jetzigen Bundeskanzlerin 
angreifen, die da sagte im Bundestag: "Lasst uns mehr Freiheit 
wagen" - in Anlehnung an das Wort eines großen internationalen 
Sozialisten und Sozialdemokraten, nämlich an das Wort Willy 
Brandts : "Wir wollen wieder mehr Demokratie wagen." Ihre Freiheit, 
Frau Merkel, muss man jetzt wirklich mal auf den Punkt bringen. Sie 
sagen "Freiheit vom Kündigungsschutz", Sie sagen "Freiheit von den 
Tarifverträgen", Sie sagen "Freiheit zu Bündnissen für Arbeit" usw., 
Sie wollen also Rechte abbauen, die die Belegschaften schützen, und 
das ist nicht unsere Freiheit, denn dieser Weg führt in die 
Knechtschaft, und das wollen wir nicht.

Ich habe es wirklich satt, und deshalb habe ich mich auch wieder 
engagiert, weil in den letzten 20 Jahren Schritt für Schritt immer 
mehr Arbeitnehmerrechte abgebaut worden sind, immer mehr 
Schutzrechte gefallen sind mit dem Ergebnis, dass dieses Kartell der 
Umverteilung von unten nach oben immer stärker geworden ist.

Aktuell besteht in Deutschland ein Geldvermögen von - ich nenne die 
Zahl - von über 4.000 Milliarden Euro. Davon besitzt eine ganz, ganz 
kleine Oberschicht über 2.000 Milliarden Euro - also mehr als die 
Hälfte. Wenn man sie mit nur 5 % besteuern würde, hätte man 100 
Milliarden Euro pro Jahr an Steuermitteln. Warum also greift man dem 
Volk immer mehr in die Tasche und traut sich nicht mehr, die Reichen 
endlich mal anzugehen in unserer Republik?

Die ganze Reformpolitik der letzten Jahre, das unendliche Gequatsche 
von Modernisierung, das alles war eine Lüge, Betrug und Schwindel. 
Die Behauptung, unser Sozialstaat sei nicht mehr bezahlbar, ist nur 
vor dem Hintergrund dieser maßlosen Bereicherungssucht, wie sie auch 
hier bei euch wirksam wird, zu verstehen. Aber schon ein Blick nach 
Schweden zeigt, dass man einen Staat anders aufbauen kann. Die 
Schweden haben eine Steuer- und Abgabenquote, die um 15 % höher ist 
als unsere. Auf unser Sozialprodukt gerechnet hat der schwedische 
Staat über 300 Milliarden Euro jährlich mehr zur Verfügung, um 
soziale Leistungen zu finanzieren und um eine gerechtere 
Gesellschaft zu finanzieren. Und er hat eine höhere Beschäftigung, 
und er hat ein höheres Wachstum, was wir ja wollen. Lasst uns 
endlich diesen deutschen Irrweg verlassen, machen wir es den 
Schweden nach und bauen einen besseren Sozialstaat mit höherer 
Beschäftigung und höherem Wachstum, das muss ein Projekt aller 
Linken in Deutschland werden. 

Wie ernst es für viele Menschen wird, zeigt die aktuelle 
Lohnentwicklung. Ein Beispiel nur: In Sachsen-Anhalt werden Löhne 
gezahlt von unter 4,- Euro, also 3,90 Euro. Das soll nun auch noch 
tarifvertraglich abgesichert werden. Das geht so nicht mehr. Deshalb 
braucht man Mindestlöhne endlich auch in Deutschland. Das ist eine 
Kernforderung, die wir durchsetzen müssen. Und das ist nicht nur ein 
Projekt in Deutschland. Das ist mittlerweile das Anliegen im 
gesamten Europa.

Da ist die irrsinnige Bolkestein-Richtlinie. Demnach sollen künftig 
Arbeitnehmer aus Osteuropa hier arbeiten können, zu ihren 
gesetzlichen Bedingungen, also ohne Kündigungsschutz, für 3 Euro. 
Das muss aufhören! Wer hier in Deutschland oder in Europa arbeitet, 
muss für den Standard des jeweiligen Landes arbeiten, damit nicht 
die Lohnspirale nach unten immer schärfer wird und die Menschen 
verarmen in Europa.

Euer Kampf ist ein Kampf gegen die Auswüchse des Kapitalismus. Man 
muss ihn wieder beim Namen nennen. Viele Linke haben sich ja die 
Sprache rauben lassen und reden gar nicht mehr vom Kapitalismus. 
Nein: Der Kapitalismus hat eine hässliche Fratze, und ihr erlebt es 
jetzt wieder, wenn es um eure Existenzbedingungen geht, und euer 
Kampf ist deshalb beispielhaft für viele andere Kämpfe, die in 
Deutschland ausgetragen werden. Da kann es nur eine gemeinsame 
Formel geben: 

Lasst uns unsere Interessen wieder selbst in die Hand nehmen. Lasst 
uns wieder eine Republik aufbauen, in der wirklich mehr Freiheit 
herrscht, nämlich die Freiheit der Arbeitnehmer, die darin besteht, 
dass sie ohne Existenzangst an unserer Demokratie teilnehmen können; 
und dazu brauchen sie Schutzrechte, dazu brauchen sie 
Kündigungsschutz, dazu brauchen sie Tarifverträge, und dazu brauchen 
sie das Recht, mitzubestimmen, wenn ihr Lebenswerk einfach mit einem 
Federstrich beseitigt werden soll.

Ich hoffe, dass von eurem Beispiel eine Gegenbewegung in Deutschland 
ausgeht. Viel zu lange haben Menschen zugesehen, wie eine Minderheit 
sich bereichert und ihre Lebenssituation immer weiter verbessert 
hat, während die Mehrheit immer mehr Schaden nimmt. 

Wir haben derzeit sinkende Bruttolöhne in Deutschland, weil die 
Tarifabschlüsse nicht mehr zählen. Das Weihnachtsgeld wird 
gestrichen, das Urlaubsgeld wird gestrichen usw. Das muss endlich 
aufhören!

Nehmen wir unser Schicksal endlich wieder selbst in die Hand und 
kämpfen für eine sozial gerechte Bundesrepublik Deutschland. In 
diesem Sinne: Glück auf!

